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maßnahmen von vornherein unmöglich zu machen. Die von 
ihnen dabei verfolgte Strategie geht in zweifache Richtung:

Erstens wird versucht, die betrieblichen Gewerkschafts­
organisationen dadurch schrittweise zu zerschlagen, daß die 
Bedingungen für eine gewerkschaftliche Betätigung zuneh­
mend verschlechtert werden. Unter der Regie des von den 
Monopolen gegründeten „Komitees für eine gewerkschafts­
freie Umwelt“ betreiben die Unternehmen eine zielgerich­
tete Politik zur Zersetzung der gewerkschaftlichen Organisa­
tionen (sog. Union Busting). So vermitteln besondere Berater- 
Firmen spezielle Methoden, wie Gewerkschaftsfunktionäre 
provoziert, gewerkschaftliche Kampfaktionen unterlaufen 
und das innergewerkschaftliche Leben gestört werden kön­
nen.16

Zweitens werden Produktionsstätten in Regionen mit 
einem nur geringen gewerkschaftlichen Organisationsgrad 
— vor allem in den Süden der USA — verlagert und dort als 
„gewerkschaftsfreie“ Betriebe oder Unternehmen wieder­
errichtet. Den Gewerkschaften in früheren Jahren zuerkannte 
Mitwirkungsrechte bei Produktionsverlagerungen sind durch 
Arbeitsbehörden und Gerichte beseitigt worden, und die 
Konzernleitungen haben damit für solche gewerkschaftsfeind­
lichen Verlagerungen freie Hand. Der NLRB revidierte im 
Jahre 1984 eine frühere Entscheidung, mit der der Auto­
mobilarbeitergewerkschaft ein Zustimmungsrecht für die ter­
ritoriale Verlagerung von Produktionsbereichen eingeräumt 
wurde; das von der Gewerkschaft daraufhin angerufene Bun­
desgericht bestätigte die Entscheidung der Arbeitsbehörde. 
Den Unternehmen wird grundsätzlich konzediert, durch die 
Androhung von Produktionsverlagerungen gewerkschaftliche 
Zugeständnisse (z. B. zur Kürzung des Lohns) zu erzwingen, 
auch wenn damit die geltenden Tarifverträge unterlaufen 
werden.

Die unternehmerische Strategie zur Schaffung „gewerk­
schaftsfreier“ Betriebe hat nicht unwesentlich dazu beigetra­
gen, daß der gewerkschaftliche Organisationsgrad der ameri­
kanischen Werktätigen seit Jahren rückläufig ist und mit 
etwa 18 Prozent den niedrigsten Stand unter allen kapitali­
stischen Hauptländern aufweist. Sie beleuchtet besonders an­
schaulich das vom Monopolkapital der USA verfolgte Anlie­
gen, die gewerkschaftlichen Rechte nicht als solche in Frage 
zu stellen, sondern sie vorwiegend mit ökonomischen Mitteln 
auszuhöhlen und den Gewerkschaften gewissermaßen die 
materielle Basis für ihre Tätigkeit zu entziehen.

Kampf der Arbeiterklasse
um die Verteidigung gewerkschaftlicher Rechte

Der Angriff der herrschenden Kräfte auf grundlegende 
Rechte der Gewerkschaften hat dazu geführt, daß die Kampf­
bereitschaft der amerikanischen Werktätigen trotz des auf sie 
ausgeübten ökonomischen und rechtlichen Drucks insgesamt 
gewachsen ist. Sie zeigt sich in der „Bereitschaft zu Aktionen, 
besonders gegen die Zugeständnisse an die Unternehmer und 
gegen die neue Welle von .Unternehmervorrechten“1.18 Aus­
druck dafür ist die immer noch große Zahl von Streiks auf 
Unternehmensebene, von denen ein erheblicher Teil ohne ge­
werkschaftliche Unterstützung als sog. wilde — und damit 
„unrechtmäßige“ — Streiks durchgeführt wird.

Zugleich vollzieht sich in den Führungen vieler Gewerk­
schaftsverbände ein Differenzierungsprozeß, bei dem ein zu­
nehmender Teil von Gewerkschaftsführern gegen die Fort­
setzung der Politik der Zugeständnisse gegenüber den Unter­
nehmern — die den Gewerkschaften auch bei der Sicherung 
von Arbeitsplätzen keine dauerhaften Erfolge gebracht hat 
— und für eine Bekämpfung der Wirtschafts- und Sozialpoli­
tik der Regierung eintritt. Für sie ist offensichtlich geworden, 
daß die Verteidigung und offensive Anwendung der gewerk­
schaftlichen Rechte zu einer Existenzfrage für die Gewerk­
schaften geworden ist.

Heute setzen bereits viele Gewerkschaften den Versuchen 
der Monopole, von ihnen tarifliche Zugeständnisse zu erpres­
sen^ einen härteren Widerstand entgegen. Dadurch ist es in 
einer Reihe von Fällen gelungen, von der Praxis des Tausche 
sozialer Rechte und Leistungen wegzukommen und Verbesse­
rungen in einigen wichtigen Tarifpositionen zu erreichen. So 
konnte die Automobilarbeitergewerkschaft im Ergebnis einer 
Streikaktion von rund 110 000 Automobilarbeitern in dem mit 
dem amerikanischen Automobilkonzern General Motors im 
Herbst 1984 geschlossenen Tarifvertrag sowohl eine Lohn­
erhöhung als auch einen Weiterbeschäftigungsanspruch für 
Werktätige durchsetzen, deren Arbeitsplatz durch Rationali- 
sierungs- und Umstrukturierungsmaßnahmen verlorengeht.19

Die veränderte Haltung maßgebender Kräfte in den Ge­

werkschaftsführungen gegenüber der Wirtschafts- und Sozial­
politik der Regierung zeigt sich z. B. in der Forderung des 
Gewerkschaftsdachverbandes AFL/CIO, ein staatliches Ar­
beitsbeschaffungsprogramm im Umfang von 68 Milliarden 
Dollar einzuführen. Noch sind die meisten Gewerkschaften 
nicht bereit, ihre sozialpolitischen Forderungen mit dem 
Kampf gegen die aggressive Außen- und Rüstungspolitik zu 
verbinden. Doch ist — wie von der Kommunistischen Partei 
der USA eingeschätzt wird — schon heute sichtbar, daß sich 
„die Gewerkschaftsbewegung und die afroamerikanische Be­
völkerung noch energischer gegen den Druck von oben in 
wirtschaftlichen und sozialen Fragen zur Wehr setzen ... und 
die Aktionen zur Verteidigung des Friedens erneut zunehmen 
(werden) “.2°

16 Vgl. dazu R. Lämmerzahl, „Verschärfte Attacken der Reagan- 
Administration gegen die Rechte der Gewerkschaften“, NJ 1985, 
Heft 6, S. 241.

17 Vgl. „Justice Under Reagan“, U.S. News & World Report vom 
14. Oktober 1985, S. 62; S. Ullrich, „USA-Monopole attackieren die 
Gewerkschaften“, IPW-Berichte 1985, Heft 9, S. 49.

18 XXIII. Parteitag der Kommunistischen Partei der USA, a. a. O., 
S. 38 f.

19 Vgl.: „Ein historisches Abkommen“, Deutsche Volkszeitung/die tat 
vom 29. März 1985, S. 6.

20 D. Rubin, „Die USA-Administration im Dienste der Monopole“, 
Probleme des Friedens und des Sozialismus 1985, Heft 4, S. 553.

Großbritannien: Konservative 
Kommunalpolitik per Gerichtsurteil
Die Regierung Thatcher betreibt seit ihrem Amtsantritt im 
Jahre 1979 eine Kommunalpolitik, die zum einen auf die Be­
seitigung der von der Labour Party beherrschten Großge­
meinden (Metropolitan Areas) und des Stadtrates von London 
(Greater London Council — GLC), zum anderen auf rigorose 
Beschränkung der von den örtlichen Räten getätigten Aus­
gaben für soziale Leistungen gerichtet ist.* So werden den 
örtlichen Räten von der Regierung bestimmte Ausgaben­
grenzen vorgegeben, bei deren Überschreitung die Regie­
rungszuwendungen drastisch gekürzt werden. Beispielsweise 
wurden 1985 die Ausgaben für den von den örtlichen Räten 
betriebenen öffentlichen Wohnungsbau bzw. für die Erhal­
tung des den örtlichen Räten gehörenden Wohnungsbestandes 
gegenüber 1984 um 7 Prozent gesenkt.

Mit der Auflösung des gewählten Stadtrates von London 
zum Ende März 1986 und der Übernahme seiner wesentlichen 
Funktionen durch Regierungsbehörden sowie mit einem Ge­
richtsurteil gegen 80 der Labour Party angehörende Mit­
glieder der Gemeinderäte von Liverpool und Lambeth hat 
diese kommunalpolitische Strategie der Thatcher-Regierung 
einen vorläufigen Höhepunkt erreicht.

Am 5. März 1986 befand der Londoner Hohe Gerichtshof 
(High Court) unter Lordrichter Glidewell 48 Ratsmitglieder 
aus Liverpool und 32 Ratsmitglieder aus Lambeth der „vor­
sätzlich schlechten Verwaltung“ (wilful misconduct) für 
schuldig und verurteilte sie, für Verluste ihrer Behörden in 
Höhe von insgesamt 200 000 Pfund aufzukommen. Außerdem 
wurde gegen sie das Verbot ausgesprochen, in den nächsten 
fünf Jahren öffentliche Ämter zu bekleiden.

Diesem Urteil liegt zugrunde, daß sich im vergangenen 
Jahr 20 Gemeinderäte, in denen die Labour Party die Mehr­
heit besitzt, geweigert hatten, die von der Regierung verfügte 
Kürzung der zentralen Zuwendungen durch erhöhte Ge­
meindesteuern oder durch Kürzung von Sozialleistungen auf 
die Einwohner abzuwälzen. Sie hielten das Niveau der Sozial­
leistungen aufrecht und füllten die entstandene Deckungslücke 
mit Hilfe von Krediten, was zu den erwähnten Verlusten von 
200 000 Pfund führte. Dagegen richtete sich die Klage des 
Rechnungshofes. Die Räte von Liverpool und Lambeth wur­
den für das Verfahren ausgewählt, weil sie diese Praxis am 
längsten durchgehalten hatten.

Das Urteil war „eines der bedeutendsten für viele Jahre“ — 
nicht nur, weil es „einige der kontroversesten Figuren der 
Kommunalpolitik aus dem Amte fegte“, wie die großbürger­
liche „Times“ am 6. März 1986 schrieb, sondern auch, weil es 
die bisherige Labour-Mehrheit in den Räten von Liverpool 
und Lambeth auf einen Streich in eine stabile Mehrheit der 
Konservativen Partei verwandelte.

Einige der Verurteilten sind arbeitslos oder Rentner. Ihre 
Existenz würde, wenn das Urteil rechtskräftig wird, zerstört 
werden. A. Do.

• Zum System und zur Finanzierung der örtlichen Verwaltung (local 
government) vgl. Autorenkollektiv, Das politische System Groß­
britanniens, Berlin 1982, S. 222 fl.


